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1.0 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG 
 
Auf Bestreben der Grundstückseigentümerin beabsichtigt die Gemeinde Rastede in der 
Ortschaft Wahnbek die Entwicklung einer größtenteils unbebauten Landwirtschaftsflä-
che zwischen der Oldenburger Straße und dem Brombeerweg für die Erweiterung der 
Flächen eines Automobilhändlers und zur Entwicklung von gewerblichen Bauflächen 
planungsrechtlich vorzubereiten. Zu diesem Zweck wird der Bebauungsplan Nr. 121 
„Oldenburger Straße, Wahnbek“ aufgestellt.  

 
Aufgrund der anhaltend hohen Nachfrage nach gewerblichen Bauflächen in der Ge-
meinde Rastede, insbesondere in der an der Grenze zur Stadt Oldenburg gelegenen 
Ortschaft Wahnbek, ist es planerisches Ziel an einem bereits vorgeprägten Standort Er-
weiterungsmöglichkeiten für einen bestehenden Betrieb zu schaffen und Bauland für 
gewerbliche Nutzungen bereitzustellen. Da sich das Plangebiet in ein bestehendes 
Siedlungsgefüge einfügt wird eine städtebauliche Nachverdichtung in einem weitestge-
hend vorgeprägten Siedlungsbereich ermöglicht, was dem Grundsatz eines sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden entspricht.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ mit 
einer Flächengröße von insgesamt circa 2,05 ha befindet sich im Süden des Gemein-
degebietes von Rastede im Norden der Ortschaft Wahnbek auf den Flurstücken 96/4 
und 96/7 und umfasst kleine Teile der Flurstücke 96/2 und 89/2, allesamt Teil der Flur 
48, Gemarkung Rastede. Neben der Landwirtschaftsfläche umfasst der Geltungsbereich 
auch die ehemals zugehörige Hofstelle an der Oldenburger Straße. Das städtebauliche 
Umfeld ist größtenteils bebaut und wird durch die Lage entlang der Oldenburger Straße 
(K131) geprägt. Im Osten, Norden und Westen befinden sich verschiedene Gewerbe-
betriebe, einschließlich der Flächen des zu erweiternden Automobilhändlers. Im Süden 
grenzen gemischte Bauflächen an den Geltungsbereich an.  
 
Zur Umsetzung des genannten Planungsziels werden im Bebauungsplan Nr. 121 
„Oldenburger Straße, Wahnbek“ eingeschränkte Gewerbegebiete (GEe1) – (GEe3) 
gem. § 8 BauNVO, sowie private Verkehrs- und Grünflächen festgesetzt. Weitere grün-
ordnerische Festsetzungen dienen der planungsrechtlichen Sicherung prägender Ele-
mente in der Landschaft. Darüber hinaus sichern Festsetzungen zur Beschränkung der 
Art und des Maßes der baulichen Nutzung, der Bauweise und Schutzflächen eine ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung.  

 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede, aus dem Jahr 1993, sowie 
dessen 19. und 49. Änderung wird das Plangebiet als Fläche für die Landwirtschaft und 
als gewerbliche Baufläche dargestellt. Zur Umsetzung des planerischen Zieles, erfolgt 
im Rahmen der im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB verlaufenden 82. Flächennut-
zungsplanänderung gem. § 5 (2) Nr.1 BauGB die durchgängige Darstellung als gewerb-
liche Baufläche (G) gem. § 1 (1) Nr. 3 BauNVO. 

 
Insgesamt wird mit dem Planvorhaben eine Erweiterung eines bestehenden Gewerbe-
unternehmens und so dessen anhaltende Wettbewerbsfähigkeit sichergestellt. Parallel 
erfolgt die Entwicklung von gewerblichen Bauflächen. Somit trägt das Planvorhaben zur 
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinde Rastede bei und kommt der wach-
senden Nachfrage an Gewerbeflächen in der Region Oldenburg entgegen. Dadurch soll 
die örtliche Eigenentwicklung der Gemeinde langfristig gesichert und der notwendige 
Gestaltungsspielraum gegeben werden, um eine positive demografische und wirtschaft-
liche Entwicklung im ländlichen Raum sicherzustellen.  

 
In der Abwägung gem. § 1 (7) BauGB sind die Belange des Umweltschutzes, des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen 
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(vgl. § 1a BauGB). Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger 
Straße, Wahnbek“ erfolgen die Prüfung der ökologischen Belange und der Beeinträch-
tigung von Schutzgütern im Rahmen eines Umweltberichtes gem. § 2a BauGB. Der Um-
weltbericht ist als Teil II als verbindlicher Bestandteil der Begründung des Bebauungs-
planes beigefügt. Zudem werden auf der Grundlage einer ökologischen Bestandsauf-
nahme die durch das Planvorhaben vorbereiteten Eingriffe in den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild im Sinne des BNatSchG bilanziert und bewertet.  

1.1 Städtebauliche Erforderlichkeit des Planvorhabens und Standortwahl 
 
Nach § 1 (3) BauGB sind Bauleitpläne aufzustellen (oder zu ändern, zu ergänzen oder 
aufzuheben), sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung er-
forderlich ist. Die Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen soll gemäß § 1 a BauGB 
begründet werden.  
 
Der Standort befindet sich im Süden der Gemeinde Rastede im Norden der Ortschaft 
Wahnbek. Die Ortschaft ist insbesondere durch Ihre Nähe zur Stadtgrenze von Olden-
burg geprägt, welche in circa 2 Kilometer südlicher Entfernung liegt. Die Oldenburger 
Straße (K131), ist die Hauptverkehrsroute von Oldenburg in Richtung Rastede. In un-
mittelbarer Umgebung befindet sich das Autobahndreieck Oldenburg Nord, welches, 
eine Auffahrt auf die Autobahnen A29 (Ahlhorn - Wilhelmshaven), A 293 (Autobahnkreuz 
Oldenburg Nord - Autobahnkreuz Oldenburg West) und die Bundesstraße 211 (Olden-
burg - Brake) ermöglicht. Außerdem ist das Plangebiet für eine sich im ländlichen Raum 
befindende Ortschaft gut an den öffentlichen Nahverkehr angebunden. Circa 130 m 
nördlich an der Oldenburger Straße liegt die Bushaltestelle „Wahnbek Brombeerweg“, 
an der die Linie 340, 345 und 349 (Jaderberg/Wiefelstede/Rastede - Oldenburg) verkeh-
ren. 
 
Gemäß dem § 1 Absatz 5 Satz 3 BauGB sowie § 1 a Absatz 2 Satz 4 BauGB wird 
deutlich, dass eine Begründung der Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich 
genutzter Flächen durchzuführen ist, bzw. sich mit dem Belang auseinandergesetzt wer-
den muss. 
Das Plangebiet ist im Westen, Norden und Osten von Gewerbeflächen umgeben und 
wird im Süden von gemischten Bauflächen begrenzt. Lediglich im Osten grenzt ein klei-
ner Teil einer öffentlichen Grünfläche an. Die bestehende Landwirtschaftsfläche wird 
aktuell nicht landwirtschaftlich genutzt. Darüber hinaus ist das Potenzial für eine künftige 
landwirtschaftliche Nutzung aufgrund der umliegenden starken gewerblichen Prägung 
bereits eingeschränkt. Der Bereich ist aufgrund der verkehrlichen Lage und den umlie-
genden Nutzungen ein idealer Standort für die weitere Entwicklung von Gewerbeflächen 
in der Gemeinde Rastede. Insgesamt führt die Darstellung weiterer Gewerbeflächen zur 
Erweiterung eines bereits bestehenden Gewerbebetriebes und somit zu einer bedarfs-
gerechten Ausweisung von Gewerbeflächen. Daher soll in diesem Fall der Entwicklung 
von Gewerbeflächen ein Vorrang gegenüber der Landwirtschaft eingeräumt werden. 
 
Der Vollzug des vorliegenden Bebauungsplanes führt dazu, dass in einem notwendigen 
Umfang bislang ungenutzte Flächen mit einer neuen Nutzung versehen werden. Die 
Gemeinde Rastede ist auf die Inanspruchnahme dieser Fläche zugunsten der bedarfs-
gerechten städtebaulichen Entwicklung angewiesen. Daher werden hier die Belange der 
Landwirtschaft zurückgestellt. 

2.0 KARTENMATERIAL 
 
Die Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ 
wurde auf der Grundlage des vom Vermessungsbüro Alfred u. Dirk Menger zur Verfü-
gung gestellten Kartenmaterials im Maßstab 1 : 1000 erstellt.  
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2.1 Räumlicher Geltungsbereich  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ mit 
einer Flächengröße von insgesamt circa 2,05 ha befindet sich im Süden des Gemein-
degebietes von Rastede im Norden des Ortsteils Wahnbek auf den Flurstücken 96/4 
und 96/7 und umfasst kleine Teile der Flurstücke 96/2 und 89/2, allesamt Teil der Flur 
48, Gemarkung Rastede. Die exakte Abgrenzung des Bebauungsplanes ist der Plan-
zeichnung zu entnehmen. 

2.2 Städtebauliche Situation und Nutzungsstruktur 
 
Das Plangebiet ist größtenteils unbebaut und stellt eine landwirtschaftliche Nutzfläche 
dar. Im Nordwesten an der Oldenburger Straße befindet sich die ehemals zugehörige 
Hofstelle. Das Plangebiet wird über die Oldenburger Straße von Westen her erschlos-
sen. Das städtebauliche Umfeld ist größtenteils bebaut und wird durch die Lage entlang 
der Oldenburger Straße (K131) geprägt. Im Osten, Norden und Westen befinden sich 
verschiedene Gewerbebetriebe, einschließlich der Flächen des zu erweiternden Auto-
mobilhändlers. Im Osten befinden sich darüber hinaus öffentliche Grünflächen. Im Sü-
den grenzen gemischte Bauflächen an den Geltungsbereich an. 

3.0 PLANERISCHE VORGABEN UND HINWEISE 
 
Gemäß § 1 (4) des BauGB müssen Bauleitpläne, wie der hier vorliegende Bebauungs-
plan Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“, an die Ziele der Raumordnung angepasst 
werden. Die kommunale Planung ist aus den Vorgaben der übergeordneten Planungen 
zu entwickeln bzw. auf diese abzustimmen.  

3.1 Landesraumordnungsprogramm (LROP) 
 
Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-Änderungsverordnung) aus 
dem Jahr 2022 (Nds. GVBl. S. 521, 17.09.2022) werden für das Plangebiet keine ge-
sonderten Darstellungen getroffen. Das Plangebiet wird durch die Inhalte der LROP-
Änderungsverordnung nicht berührt. Daher wird die LROP-VO von 2017 für die weitere 
Bewertung der landesplanerischen Vorgaben herangezogen. Hierin werden für das 
Plangebiet keine gesonderten Darstellungen getroffen und es ist somit der ländlichen 
Region des Landes Niedersachsen zuzuordnen. Grundsätzlich soll gem. Kapitel 1.1 Ab-
schnitt 07 die Entwicklung der ländlichen Region gefördert werden, um die Auswirkun-
gen des demographischen Wandels für die Dörfer abzuschwächen und sie als Orte mit 
großer Lebensqualität zu erhalten. Hierbei sind Maßnahmen zu fördern, die der Erhal-
tung der räumlichen Struktur dienen und zugleich bedarfsorientierte, funktionsgerechte, 
sowie umweltverträgliche Raumansprüche befriedigen. Darüber hinaus sollen Standorte 
mit gewachsenem Siedlungsgefüge, wie es der Geltungsbereich darstellt, nutzungsspe-
zifisch gefördert werden. Durch die Ausweisung neuer gewerblicher Bauflächen wird 
diesen Zielstellungen der Raumordnung Rechnung getragen, da so die Eigenentwick-
lung der Gemeinde Rastede langfristig gesichert wird. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 
 
Das Regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland liegt aus dem 
Jahr 1996 vor. Die Ortschaft Wahnbek wird hierin als Grundzentrum dargestellt. Das 
Plangebiet wird als Vorsorgegebiet für Landwirtschaft „aufgrund hohen, natürlichen, 
standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials“ dargestellt. Allgemein trägt 
die Entwicklung einer bereits innerhalb eines entwickelten Siedlungsgebietes liegenden 
Fläche, sowie der damit einhergehenden Ausweisung neuer Gewerbeflächen zur Erhal-
tung der Wettbewerbsfähigkeit, sowie der Innenentwicklung der Ortschaft Wahnbek bei. 
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Die dargestellte Landwirtschaftsfläche wird aktuell nicht landwirtschaftlich genutzt. Dar-
über hinaus ist das Potenzial für eine künftige landwirtschaftliche Nutzung aufgrund der 
umliegenden starken gewerblichen Prägung bereits eingeschränkt. Daher soll in diesem 
Fall der Entwicklung von Gewerbeflächen ein Vorrang gegenüber der Landwirtschaft 
eingeräumt werden. In diesem Zusammenhang ist die Planung aufgrund der dadurch zu 
erwartenden positiven Auswirkungen für die Gemeinde mit den Zielen des Regionalen 
Raumordnungsprogramms vereinbar. 

3.3 Vorbereitende Bauleitplanung 
 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Rastede, aus dem Jahr 1993, sowie 
dessen 19. und 49. Änderung wird das Plangebiet als Fläche für die Landwirtschaft und 
als gewerbliche Baufläche dargestellt. Zur Umsetzung des planerischen Zieles, erfolgt 
im Rahmen der im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB verlaufenden 82. Flächennut-
zungsplanänderung gem. § 5 (2) Nr.1 BauGB die durchgängige Darstellung als gewerb-
liche Baufläche (G) gem. § 1 (1) Nr. 3 BauNVO. 
 
Somit wird die Darstellung des Flächennutzungsplanes mit den vorgesehenen Festset-
zungen des Bebauungsplanes in Einklang gebracht.  

3.4 Verbindliche Bauleitplanung 
 

Für den Kernbereich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenbur-
ger Straße, Wahnbek“ liegt noch keine verbindliche Bauleitplanung vor. Dieser kann 
planungsrechtlich dem Außenbereich gem. § 35 BauGB zugeordnet werden.  
 
In unmittelbarer Umgebung zum Bebauungsplan befinden sich im Uhrzeigersinn fol-
gende rechtsgültige Bebauungspläne: 

 
Im Norden liegt der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 1, 2. Änderung, in dem ein 
Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE) für den Automobilhändler festgesetzt wird und 
der weitere grünordnerische Festsetzungen beinhaltet. Im Osten grenzen die Bebau-
ungspläne Nr. 68e und Nr. 103 an den Geltungsbereich an, welche neben grünordneri-
schen Festsetzungen, vornehmlich Gewerbegebiete (GE) und weiter im Süden allge-
meine Wohngebiete (WA) festsetzen. Im südöstlichen Bebauungsplan Nr. 88 werden 
vor allem allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt. Im Süden grenzt die 3. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 34 an, der ein Mischgebiet festsetzt. 
 
Von der im mittelbaren Umfeld bestehenden verbindlichen Bauleitplanung sind keine 
Interessens- oder Nutzungskonflikte mit der vorgesehenen Planung zu erwarten. Durch 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ wird ein 
Lückenschluss zwischen den westlich der Oldenburger Straße in der Ortschaft Wahnbek 
verlaufenden Bebauungsplänen geschaffen.  
 
Zur Schaffung von Zufahrten werden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ zwei kleine Teilbereiche des vorhabenbezo-
gene Bebauungsplan Nr. 1, 2. Änderung und des Bebauungsplanes Nr. 68e überplant. 
Die in den Ursprungsbebauungsplänen für die Teilbereiche getroffenen Festsetzungen 
werden aufgehoben und neu festgesetzt.  

4.0 ÖFFENTLICHE BELANGE  

4.1.1 Belange von Natur und Landschaft  
 
Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gem. § 1a BauGB sowie die 
sonstigen umweltbezogenen Auswirkungen des Planvorhabens werden im Rahmen des 
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Umweltberichtes gem. § 2a BauGB zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 
„Oldenburger Straße, Wahnbek“, bewertet. Die Belange des Umwelt- und Naturschutzes 
sowie der Landschaftspflege sind so umfassend zu berücksichtigen, dass die Beein-
trächtigungen des Naturhaushaltes, die mit der Realisierung der Bauleitplanung verbun-
den sind, sofern möglich vermieden, minimiert oder kompensiert werden können. Über 
die Entwicklung entsprechender Maßnahmen auf Grundlage der angewandten Eingriffs-
regelung wird dies im Rahmen der Umweltprüfung geschehen.  
 
Trotz der im Plan festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen verbleibt ein Kompensations-
restwert von insgesamt 27.906 Werteinheiten für das Schutzgut Biotoptypen, die extern 
zu kompensieren sind. Die Gemeinde verfügt über Poolflächen, die für Ersatzmaßnah-
men zur Verfügung stehen und zur Deckung des Kompensationsdefizits von 27.906 
Werteinheiten herangezogen werden. Durch die vorliegende Planung werden Wallhe-
cken auf einer Länge von insgesamt rd. 113 m überplant. Dafür ist eine Neuanlage im 
Verhältnis 1:1 (= 113 m) erforderlich. Zur Kompensation sind an anderer Stelle 113 m 
neue Wallhecken anzulegen oder wallheckenfördernde Maßnahmen durchzuführen. 
Dies erfolgt über das Wallheckenschutzprogramm der Unteren Naturschutzbehörde des 
Landkreises Ammerland. Die Gemeinde Rastede wird zu diesem Zweck mit der Natur-
schutzstiftung Ammerland eine vertragliche monetäre Regelung treffen, durch welche 
die Wallhecke über die Stiftung kompensiert werden kann. 
 
Der Umweltbericht ist als Teil II als verbindlicher Bestandteil der Begründung des Be-
bauungsplanes beigefügt. 

4.1.2 Artenschutzrechtliche Belange 
 
§ 44 BNatSchG begründet ein strenges Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflan-
zenarten. Zwar ist die planende Gemeinde nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, 
da mit der Aufstellung bzw. Änderung des Bebauungsplanes in der Regel nicht selbst 
die verbotenen Handlungen durchgeführt beziehungsweise genehmigt werden. Aller-
dings ist es geboten, den besonderen Artenschutz bereits in der Bauleitplanung ange-
messen zu berücksichtigen, da ein Bebauungsplan, der wegen dauerhaft entgegenste-
hender rechtlicher Hinderungsgründe (hier entgegenstehende Verbote des besonderen 
Artenschutzes bei der Umsetzung) nicht verwirklicht werden kann, vollzugsunfähig ist. 

 
Die Erfüllung des Verbotstatbestandes der Tötung und Gefährdung von (potenziellen) 
Individuen ist vermeidbar, indem die Bestände weitgehend erhalten bleiben. Geplante 
bzw. notwendige Gehölzfällungen sind außerhalb der Brutzeit und Fledermausquartiers-
zeit durchzuführen. Bei Hinweisen auf Fledermäuse in bestehenden Bäumen, die besei-
tigt werden sollen, ist unabhängig von der Jahreszeit eine vorherige Kontrolle auf tat-
sächlichen Besatz durchzuführen und eine entsprechende Zustimmung bei der unteren 
Naturschutzbehörde einzuholen. Erhebliche Störungen auf vorkommende Tierarten sind 
bei Umsetzung der Planung nicht zu erwarten, da sich in der räumlichen Umgebung 
bereits bestehende Siedlungsstrukturen befinden. Es ist davon auszugehen, dass sich 
die Störwirkungen nicht signifikant verändern werden, zumal der Ursprungsplan hier be-
reits großflächig eine Bebauung zulässt. Eine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten wäre grundsätzlich auf den bislang unbebauten Ackerflächen als auch im 
Zuge von Gehölzfällungen möglich. Um auszuschließen, dass ggf. brütende Vogelarten 
auf den noch unbebauten und immer noch landwirtschaftlich genutzten Flächen zu 
Schaden kommen, ist die Baufeldräumung/Baufeldfreimachung ist während des Fort-
pflanzungszeitraums vom 01. März bis zum 15. Juli unzulässig. Darüber hinaus ist sie 
unzulässig in der Zeit vom 01. März bis zum 30. September, sofern Gehölze oder Bäume 
abgeschnitten, auf den Stock gesetzt oder beseitigt werden oder Röhrichte zurückge-
schnitten oder beseitigt werden. Die Baufeldräumung/Baufeldfreimachung ist in den o. 
g. Zeiträumen als auch bei einer Beseitigung von Bäumen und Röhrichten im Zeitraum 
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vom 01. Oktober bis Ende Februar jeweils nur zulässig, wenn die untere Naturschutz-
behörde zuvor nach Vorlage entsprechender Nachweise der Unbedenklichkeit eine ent-
sprechende Zustimmung erteilt hat.  
 
Unter Berücksichtigung der o. g. Vermeidungsmaßnahmen sind die Verbotstatbestände 
nach § 44 BNatSchG nicht einschlägig.  

4.2 Belange des Immissionsschutzes 
 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind die mit der Planung verbundenen, 
unterschiedlichen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so dass 
auch in immissionsschutzrechtlicher Hinsicht Konfliktsituationen vermieden werden und 
die städtebauliche Ordnung sichergestellt wird.  

4.2.1 Schallschutz 
 

Die Beurteilung der akustischen Situation im Planungsraum ist ein wesentlicher Belang 
der Bauleitplanung. Das Plangebiet befindet sich unmittelbar östlich der Oldenburger 
Straße (K131), einer Hauptverbindungsstraße zwischen Oldenburg und dessen nördli-
chem Umland in Richtung Varel und Wilhelmshaven. Aufgrund der ausgehenden Immis-
sionen können sich Konflikte mit umliegenden Nutzungen ergeben. 
 
Die schalltechnische Untersuchung für den Geltungsbereich des Plangebietes der I+B 
Akustik GmbH ist als Anlage 1 der Begründung beigefügt  
 
Hierin wurden für die gewerblichen Nutzungsflächen Emissionskontingente nach den 
Vorgaben der DIN 45691 ermittelt, wobei das Plangebiet in drei Teilflächen unterschied-
licher Größe eingeteilt, sowie mit unterschiedlichen Emissionskontingenten versehen 
wurde. Zusätzlich zu den jeweils vergebenen Emissionskontingenten wurden zur bes-
seren Nutzbarkeit der Planflächen Richtungssektoren mit Zusatzkontingenten definiert. 
 
Die Berechnung der Geräuschbelastung durch den öffentlichen Straßenverkehr ergibt, 
je nach geplanter Gebietsausweisung, zum Teil Überschreitungen der Orientierungs-
werte nach Beiblatt 1 zur DIN 18005-1. Während der Orientierungswert von 65 dB(A) im 
Tagzeitraum innerhalb den voraussichtlichen, überbaubaren Flächen eingehalten wird, 
kann es im Nachtzeitraum in westlicher Angrenzung an die Oldenburger Straße zu einer 
Überschreitung des Orientierungswerts von 55 dB(A) um bis zu rund 2 dB kommen. Auf 
der Grundlage der ermittelten Beurteilungspegel wurden die maßgeblichen Außenlärm-
pegel innerhalb des Geltungsbereichs ermittelt. Basierend hierauf wurden die Anforde-
rungen an den passiven Schallschutz gemäß DIN 4109 deklariert. 
 
Abschließend wurden Vorschläge für textliche Festsetzungen im Bebauungsplan hin-
sichtlich der Emissionskontingentierung und den Anforderungen an den Schallschutz 
formuliert. Diese wurden in die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 121 „Olden-
burger Straße, Wahnbek“ aufgenommen. Im Bebauungsplan werden die vorgenannten 
MALP-Bereiche als passive Lärmschutzmaßnahmen entsprechend festgesetzt. 
 
Insgesamt bestehen gegenüber dem angestrebten Bauleitplanverfahren aus immissi-
onsschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken, sofern die in dem Gutachten genannten 
schalltechnischen Empfehlungen berücksichtigt werden. 

 
Verwaltungsrechtliche Hinweise: 
 
Gemäß der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 4 CN 7.16, Quelle 
/9/) gilt bei einer internen Gliederung eines Baugebiets nach §1 (4) Satz 1 Nr. 2 BauNVO 
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/5/ die Voraussetzung, dass das betroffene Gebiet in einzelne Teilgebiete mit verschie-
den hohen Emissionskontingenten zerlegt wird. In einem weiteren Urteil vom 29.06.2021 
(BVerwG 4 CN 8.19, Quelle /10/) wurde zudem ergänzt, dass es im Baugebiet zudem 
„[…] ein Teilgebiet ohne Emissionsbeschränkung oder mit solchen Emissionskontingen-
ten geben (muss), die bei typisierender Betrachtung ausreichend hoch sind, um die nach 
§8 Abs. 2 BauNVO zulässigen und nicht nach §1 Abs. 5 BauNVO wirksam ausgeschlos-
senen Arten von Nutzungen zu verwirklichen.“ 
 
Im Falle einer planübergreifenden Gliederung eines Baugebiets nach §1 (4) Satz 2 
BauNVO gilt zwingend die Voraussetzung, dass neben dem zu gliedernden Baugebiet 
in mindestens einem Gebiet im Ergebnis alle gewerblichen Nutzungen im Sinne von § 8 
BauNVO allgemein zulässig sind. 
 
In der Gemeinde Rastede bestehen folgende Rechtsgültige Bebauungspläne, in denen 
keine Kontingentierung der Schallimmissionen festgesetzt ist: 
-  Bebauungsplan Nr. 33a, nur nördliches Baufeld; 
- Bebauungsplan Nr. 33 b, inkl. 1. und 2. Änderung; 
- Bebauungsplan Nr. 33 c, inkl. 1. Änderung; 
- Bebauungsplan Nr. 47, inkl. 2., 3. & 4. Änderung im nordwestlichen, südlichen und 

südwestlichen Baufeld. 

4.3 Belange der Wasserwirtschaft 
 
In der Bauleitplanung sind die Belange der Wasserwirtschaft zu beachten. Es ist vorge-
sehen, dass die Oberflächenentwässerung durch geeignete Maßnahmen (Becken, Ri-
golen oder Stauraumkanäle) sichergestellt wird. Ein Oberflächenentwässerungskonzept 
wurde für die vorliegende Planung durch das Büro Wessels und Grünefeld Ingenieurbe-
ratung aus Garrel im Juni 2023 erstellt. Dies sieht die Ableitung des anfallenden Ober-
flächenwassers in ein dafür vorgesehenes Regenrückhaltungsbecken und die weitere 
gedrosselte Abgabe in den südlich des Plangebietes verlaufenden Graben (Vorflut) im 
Konzept vor. Das Oberflächenentwässerungskonzept sowie der Antrag auf Plangeneh-
migung zur Erstellung eines Regenrückhaltebeckens, sowie für die Erlaubnis zur Einlei-
tung von Niederschlagswasser gemäß WHG in ein oberirdisches Gewässer sind als An-
lage 2 der Begründung dieses Bebauungsplanes beigefügt.  

4.4 Belange des Denkmalschutzes 
 
Laut dem Denkmalatlas des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmalpflege gibt 
es keine Hinweise auf im Plangebiet vorkommende Bau- oder Bodendenkmale. Im Rah-
men der Bauleitplanung sind gem. § 1 (6) Nr. 5 BauGB die Belange des Denkmalschut-
zes und der Denkmalpflege zu beachten. Folglich wird nachrichtlich auf die Meldepflicht 
von ur- und frühgeschichtlichen sowie mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Bodenfun-
den im Zuge von Bauausführungen mit anschließendem Text hingewiesen: „Sollten bei 
den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche sowie mittelalterliche 
oder frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkoh-
leansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen, u. Steinkonzentratio-
nen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1) 
des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Ammerland oder dem Nds. Landesamt für 
Denkmalpflege Referat Archäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 
0441 / 205766-15 als verantwortliche Stellen unverzüglich gemeldet werden. Melde-
pflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 (2) des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach 
der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht 
die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.“ 
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4.5 Altablagerungen / Kampfmittel  
 
Im Rahmen des Altlastenprogramms des Landes Niedersachsen haben die Landkreise 
gezielte Nachermittlungen über Altablagerungen innerhalb ihrer Grenzen durchgeführt 
und entsprechendes Datenmaterial gesammelt. Dieses wurde vom damaligen Nieder-
sächsischen Landesamt für Wasser und Abfall (NLWA) (aktuell: Niedersächsischer 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN)) bewertet.  
 
Hiernach sind zudem im Plangebiet keine Altablagerungen (stillgelegte Abfallbeseiti-
gungsanlagen z. B. ehemalige Müllkippen) gemeldet. Sollten bei den Bauarbeiten Hin-
weise auf Abfallablagerungen, Bodenverunreinigungen etc. zutage treten oder Boden-
verunreinigungen während der Bauphase (Leckagen beim Umgang mit Betriebsmitteln 
oder Baustoffen) auftreten, ist unverzüglich der Landkreis Ammerland als untere Bo-
denschutz- und Abfallbehörde zu benachrichtigen. 
 
Hinweise auf das Vorkommen von Kampfmitteln liegen derzeit für das Plangebiet nicht 
vor. Sollten bei den Bau- und Erdarbeiten jedoch Kampfmittel (Bombenblindgänger, 
Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, sind diese umgehend dem Lan-
desamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regional-
direktion Hameln-Hannover - Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu melden.  

4.6 Belange des Bodenschutzes / des Abfallrechtes 
 
Bei geplanten Baumaßnahmen oder Erdarbeiten sind die Vorschriften des vorsorgenden 
Bodenschutzes zu beachten, d.h. jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu ver-
halten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Grundstück-
seigentümer bzw. Nutzer sind verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem 
Grundstück drohenden schädlichen Bodenveränderungen zu ergreifen (Grundpflichten 
gemäß § 4 BBodSchG).  
 
Die Verwertung oder Beseitigung von anfallenden Abfällen (z. B. Baustellenabfall, nicht 
auf der Baufläche verwertbarer Bodenaushub usw.) unterliegen den Anforderungen des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie der Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis 
Ammerland in der jeweils gültigen Fassung. Demnach sind die Abfälle einer Verwertung 
(vorrangig) bzw. Beseitigung zuzuführen und hierfür getrennt zu halten. Nicht kontami-
niertes Bodenmaterial und andere natürlich vorkommende Materialien, die bei Bauar-
beiten ausgehoben wurden, können unverändert an dem Ort, an dem sie ausgehoben 
wurden, für Bauzwecke wiederverwendet werden. Verwertungsmaßnahmen wie z. B. 
Flächenauffüllungen außerhalb des Baugrundstückes, Errichtung von Lärmschutzwäl-
len usw. unterliegen ggf. genehmigungsrechtlichen Anforderungen (nach Bau-, Wasser- 
und Naturschutzrecht) und sind daher vorab mit dem Landkreis Ammerland bzw. der 
zuständigen Genehmigungsbehörde abzustimmen. Sofern mineralische Abfälle (Recyc-
lingschotter und Bodenmaterial) für geplante Verfüllungen oder Versiegelungen zum 
Einsatz kommen sollen, gelten die Anforderungen der LAGA Richtlinie M 20 (Mitteilung 
der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall Nr. 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwer-
tung von mineralischen Abfällen“). 

4.7 Belang Verkehrsplanung 
 
Auf Grundlage der Anmerkungen zum frühzeitigen Verfahren wurde zum Entwurf hin 
eine Verkehrsplanung vom Büro Wessels und Grünefeld Ingenieurberatung durchge-
führt, welche im Anhang zu finden ist. 
Bei der Verkehrsplanung des Stiches und des Einfahrtsbereiches wurden die rechtlichen 
Vorgaben eingehalten. Die Verkehrsplanung wurde der Ausarbeitung des Entwurfes des 
Bebauungsplanes zu Grunde gelegt und dieser entsprechend angepasst. 
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5.0 INHALT DES BEBAUUNGSPLANES NR. 121 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ wer-
den die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen, um Flächen zur Erweiterung 
eines bestehenden Gewerbebetriebes und der Ausweisung weiterer gewerblicher Bau-
flächen bereitzustellen. Zu diesem Zweck werden im Geltungsbereich eingeschränkte 
Gewerbegebiete (GEe1) – (GEe3) gem. § 8 BauNVO festgesetzt. Die Gliederung der 
unterschiedlichen eingeschränkten Gewerbegebiete erfolgt entsprechend der im Plan-
gebiet vorgesehenen immissionsschutzrechtlichen Kontingentierung.  

 
Zur Steuerung einer der räumlichen Situation angemessenen Gebietsentwicklung be-
darf es der Regelung der zulässigen Nutzungsarten.  

 
Innerhalb der gem. § 8 BauNVO festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete 
(GEe1) – (GEe3) sind die gem. § 8 (2) Nr. 1, 3 & 4 BauNVO zulässigen Nutzungen 
(Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder 
Windenergie, sowie Tankstellen & Anlagen für sportliche Zwecke) gem. § 1 (5) BauNVO 
nicht zulässig. E-Tankstellen/-Ladesäulen, sofern sie unter den § 8 (2) Nr. 3 BauNVO 
fallen, sind allgemein zulässig. Es darf davon ausgegangen werden, dass es sich bei 
der Ladeinfrastruktur um keine Tankstelle im Sinne der BauNVO handelt. Die BauNVO 
begreift Tankstellen als Verkaufsstellen von Kraftstoff1 mit beträchtlichen schädlichen 
Auswirkungen (erhebliche Verkehre). Sofern es sich bei Ladestationen für Elektrofahr-
zeuge um eine nicht störende Anlage im Sinne der BauNVO handelt ist diese allgemein 
zulässig. 
Zulässig sind grundsätzlich Photovoltaik-Anlagen über Stellplatzanlagen und auf Dä-
chern sowie Forderungen nach § 32 a (3) BauNVO. Dies dient der Möglichkeit in einem 
behutsamen Maße die erneuerbaren Energiequellen zu nutzen und eine Stimmigkeit mit 
den gesetzlichen Forderungen nach der NBauO herzustellen. 
 
Dazu sind innerhalb der gem. § 8 BauNVO festgesetzten eingeschränkten Gewerbege-
biete (GEe1) – (GEe3) die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 8 (3) Nr. 2 & 
3 BauNVO (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke; Ver-
gnügungsstätten) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.  
 
Die vorgenannten Nutzungen stehen nicht im Einklang mit der planerischen Zielsetzung 
zur standortangemessenen Entwicklung des Gebietes und hätten zudem negative Aus-
wirkungen auf den örtlich bereits vorherrschenden Siedlungscharakter. Dementspre-
chend dient dieser Nutzungsausschluss der Koordination einer der räumlichen Situation 
angemessenen Gebietsentwicklung und der Vermeidung städtebaulicher Fehlentwick-
lungen.  
 
Zur verträglichen Steuerung der Angebotsentwicklung in Zusammenhang mit den be-
stehenden Gewerbebetrieben bedarf es der Steuerung gem. § 1 (9) BauNVO.  
 
Innerhalb der gem. § 8 BauNVO festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete 
(GEe1) – (GEe3) sind gem. § 1 (9) BauNVO Einzelhandelsbetriebe mit zentren- und 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten gem. Sortimentsliste als Kernsortiment nicht zu-
lässig. Als Randsortiment (insgesamt max. 10 % der Verkaufsfläche bzw. max. 800 m² 
Verkaufsfläche) sind zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente zulässig.  
 
Zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente (WZ - Nr. = Klassifikation der Wirt-
schaftszweige des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahr 2008): 

 
1 18 vgl. Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB 97. EL 2010 § 6 BauNVO Rn. 39 



Gemeinde Rastede – Bebauungsplan Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“                                    10 

 
 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
 

 
Zentrenrelevante Sortimente 
 
Bekleidung, Wäsche 
Einzelhandel mit Bekleidung (WZ 47.71.0) 
 
Haus- und Heimtextilien (u.a. Stoffe, Kurzwaren, Gardinen und Zubehör), 
Einzelhandel mit Heimtextilien (WZ 47.51.0), Einzelhandel mit Vorhängen, Teppiche, Fußbodenbeläge und 
Tapeten (WZ 47.53.0) (hier nur Vorhänge) 
 
Sportbekleidung und -Schuhe 
Bekleidung (WZ 47.71.0) (hier nur Sportbekleidung) 
Schuhe (WZ 47.72.1) (hier nur Sportschuhe) 
 
Schuhe 
Einzelhandel mit Schuhen (WZ 47.72.1) 
 
Bücher 
Einzelhandel mit Büchern (WZ 47.61.0) 
 
Papier- und Schreibwaren, Bürobedarf 
Einzelhandel mit Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikeln (WZ 47.62.2) 
 
Spielwaren 
Einzelhandel mit Spielwaren (WZ 47.65.0) 
 
Glas, Porzellan und Keramik, Hausrat: 
Einzelhandel mit keramischen Erzeugnissen und Glaswaren (WZ 47.59.2), Einzelhandel mit Haushaltsge-
genstände na n. g. (WZ 47.59.9), Einzelhandel mit Kunstgegenständen, Bildern kunstgewerbliche Erzeug-
nisse, Briefmarken, Münzen und Geschenkartikel (WZ 47.78.3) (hier nur Geschenkartikel) 
 
Foto und Zubehör: 
Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker) (WZ 47.78.2) 
 
Optische und akustische Artikel: 
Augenoptiker (WZ 47.78.1), Einzelhandel mit medizinische und orthopädische, Artikeln (WZ 47.74.0) (hier 
nur akustische Artikel) 
 
Uhren, Schmuck: 
Einzelhandel mit Uhren und Schmuck (WZ 47.77.0) 
 
 
Lederwaren, Koffer· und Taschen: 
Einzelhandel mit Lederwaren und Reisegepäck (WZ 47.72.2) 
 
Sanitätswaren: 
Einzelhandel mit medizinischen und orthopädischen Artikeln (WZ 47.74.0) 
 
Nahversorgungsrelevante Sortimente 
 
Nahrungs- und Genussmittel, Reformwaren  
Nahrungs- und Genussmittel, Getränke und Tabakwaren (WZ 47.11.1; WZ 47.11.2; WZ 27.21.0; WZ 
47.22.0; WZ 47.23.0; WZ 47.24.0; WZ 47.25.0; WZ 47.26.0; WZ 47.29.0) 
 
Drogerie, Kosmetik, Parfümeriewaren 
Einzelhandel mit kosmetischen Erzeugnissen und Körperpflegemitteln (WZ 47.75.0) 
Pharmazeutische Artikel, Arzneimittel Apotheken (WZ 47.73.0) 
 
Schnittblumen und kleinere Pflanzen 
Einzelhandel mit Blumen, Pflanzen, Sämereien und Düngemitteln (WZ 47.76.1) (hier nur Schnittblumen und 
kleinere Pflanzen) 
 
Zeitungen und Zeitschriften 
Einzelhandel mit Zeitschriften und Zeitungen (WZ 47.62.1) 
 
Zur Verkaufsfläche im Sinne der textlichen Festsetzungen zählen alle dem Kunden zu-
gänglichen Flächen, die geeignet sind Verkaufsabschlüsse zu fördern (dies beinhaltet 
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Stand-, Auslage- und Ausstellungsflächen, dem Kunden zugänglichen Gänge bzw. Lauf-
wege, Umkleidebereiche, Eingangs- und Kassenzonen, Windfänge, zugängliche Lager-
flächen, SB- Hochregalhallen, Freiverkaufsflächen oder Zelte).  
 
Die Gemeinde Rastede hat ein Einzelhandelskonzept im Jahre 2015 beschlossen, wel-
ches als Orientierung für die genannten Sortimentslisten herangezogen wird.  

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Die Festlegungen zum Maß der baulichen Nutzung haben das Ziel, das sich städtebau-
lich adäquate Einfügen zukünftiger baulicher Entwicklungen in Wahnbek zu gewährleis-
ten. 
 
Im Bebauungsplan Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ wird das Maß der baulichen 
Nutzung innerhalb der festgesetzten Baugebiete über die Festsetzung einer Grundflä-
chenzahl (GRZ) gem. § 16 (2) Nr. 1 BauNVO geregelt. Innerhalb der gem. § 8 BauNVO 
festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete (GEe1) – (GEe3) wird eine GRZ von 
maximal 0,8 festgesetzt. Dies entspricht der dem Entwicklungsvorhaben zu Grunde lie-
genden Planung und den für die gewerbliche Baugebiete üblichen Dimensionierungen.  
 
Zudem wird das Maß der baulichen Nutzung über die maximal zulässige Zahl der Voll-
geschosse baulicher Anlagen gem. § 16 (2) Nr. 3 BauNVO definiert. Innerhalb der gem. 
§ 8 BauNVO festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete (GEe1) – (GEe3) darf ma-
ximal zweigeschossig gebaut werden, was dem bestehenden Siedlungsumfeld ent-
spricht.  

 
Die Höhe baulicher Anlagen kann gem. § 16 (2) BauNVO im Bebauungsplan festge-
setzt werden. Zur Steuerung der baulichen Höhenentwicklung und zur Vermeidung 
überdimensionierter Baukörper, werden innerhalb der gem. § 8 BauNVO festgesetzten 
eingeschränkten Gewerbegebiete (GEe1) – (GEe3) eine maximal zulässige Firsthöhe 
(FH) von FH ≤ 12,00 m sowie eine maximal zulässige Traufhöhe (TH) von TH ≤ 7,00 
m festgesetzt. 
 
Maßgebend für die Höhenbegrenzungen sind die gem. § 18 (1) BauNVO in den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes definierten Höhenbezugspunkte. Als unte-
rer Bezugspunkt gilt hiernach die Straßenoberkante (Fahrbahnmitte) der nächsten Er-
schließungsstraße im Endausbauzustand, gemessen senkrecht zur Mitte der zur er-
schließenden Straße zugewandten Gebäudeseite. Als Bezugspunkt für die Traufhöhe 
(TH) zählt die untere Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufgehenden Mau-
erwerks und der Dachhaut und der obere Bezugspunkt der Firsthöhe (FH) ist die obere 
Firstkante.  

 
Mit diesen Festsetzungen wird eine maßvolle Einfügung der angestrebten Entwicklung 
in das bestehende Siedlungsumfeld ermöglicht.  

5.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ wird inner-
halb der gem. § 8 BauNVO festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete (GEe1) – 
(GEe3) eine offene Bauweise (o) gem. § 22 (2) BauNVO festgesetzt, wodurch hier Ge-
bäude mit seitlichem Grenzabstand zulässig sind, sofern deren Länge maximal 50,00 m 
beträgt. Die Grenzabstände regeln sich nach der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO). Diese Festsetzung orientiert sich an der umliegenden Siedlungsstruktur.  
 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden in den Baugebie-
ten durch die Festsetzung von Baugrenzen gem. § 23 (1) BauNVO bestimmt, welche mit 
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einem Abstand von 3,00 m, 5,00 und 10,00 m von den Geltungsbereichsgrenzen, Ver-
kehrsflächen und Grünflächen und ohne Abstand zur Fläche für Versorgungsanlagen 
(Regenrückhaltebecken) festgesetzt sind um ein der örtlichen Lage angemessenes Bau-
feld zu schaffen. Es gelten die Vorschriften des § 23 (3) BauNVO. 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird über die zulässige Zahl der Vollgeschosse bauli-
cher Anlagen gem. § 16 (2) Nr. 3 BauNVO definiert. In Übereinstimmung mit der ortsüb-
lichen Bauhöhe in der Nachbarschaft wird im Plangebiet einheitlich eine zweigeschos-
sige Bebauung festgesetzt. Ergänzend dazu werden noch Trauf- und Firsthöhen festge-
setzt, um nachbarschaftlichen Spannungen vorzubeugen. Dies dient dazu, dass sich 
eine künftige Bebauung maßvoll in die bestehende Bebauungsstruktur einfügt. Und an-
dererseits verträgliche Übergänge zur angrenzenden Nachbarschaft schafft. Gleichzeitig 
wird Rücksicht auf den sorgsamen Umgang mit Grund und Boden genommen indem 
eine gute Ausnutzung der Fläche vorgenommen wird, anstatt in einem anderen Verfah-
ren neue Flächen auszuweisen. 
Mit diesen Festsetzungen wird ein nutzungsgerechter Entwicklungsspielraum geschaf-
fen und zugleich eine verträgliche Weiterentwicklung des bestehenden Siedlungsgefü-
ges sichergestellt.  
 
Um eine einheitliche Straßenraumsituation zu schaffen sind darüber hinaus auf den stra-
ßenseitigen, nicht überbaubaren Grundstücksflächen, Garagen und überdachte Stell-
plätze (Carports) gem. § 12 (6) BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden 
gemäß § 14 (1) BauNVO nicht zulässig. 

 
Ferner ist zu berücksichtigen, dass ausgehend von der K 131 eine Bauverbotszone gem. 
§ 24 (1) NStrG mit einer Breite von 20,0 m gilt. Hier dürfen Hochbauten jeder Art sowie 
bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung nicht errichtet werden. 
Folglich werden die Baugrenzen gem. § 23 (1) BauNVO entlang der Bauverbotszone 
festgesetzt, um so den größtmöglichen Entwicklungsspielraum für das Plangebiet zu 
gewährleisten. 
 
Zusätzlich gilt ausgehend von der K 131 eine Baubeschränkungszone gem. § 24 (2) 
NStrG mit einer Breite von 40,0 m. Hier werden Baugenehmigungen oder nach anderen 
Vorschriften notwendige Genehmigungen im Benehmen mit der Straßenbaubehörde nur 
erlaubt, wenn bauliche Anlagen in einer Entfernung bis zu 40,0 m errichtet oder erheb-
lich geändert sowie bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung er-
heblich geändert oder anders genutzt werden sollen.  

5.4 Verkehrsflächen  

5.4.1 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  
 

Zur Erschließung des Plangebiets von der Oldenburger Straße wird eine Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung „private Verkehrsfläche“ gemäß gem. § 9 (1) Nr. 11 
BauGB von 9,00 m Breite und mit einem Wendekreisel im Zentrum des Gebietes fest-
gesetzt (siehe Anlage zur Verkehrsplanung). Die gesamte Straße wird beim Eigentümer 
verbleiben. Die Gemeinde wird mit dem Eigentümer eine Erschließungsvereinbarung 
treffen, die die Einzelheiten zum Bau und Betrieb der Straße regelt. 
Konkrete Aussagen über den Straßenausbau oder die Gestaltung werden nicht getrof-
fen. Die Flächen sind so dimensioniert, dass hierin sämtliche notwendige technische 
Einrichtungen wie Fahrbahn, Parkbuchten und Leitungstrassen, aber auch gestalteri-
sche Aspekte realisiert werden können.  
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5.4.2 Bereich ohne Ein- und Ausfahrten 
 

An der Geltungsbereichsgrenze entlang der Oldenburger Straße (K131) werden darüber 
hinaus gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten festgesetzt. Diese 
dienen der geregelten Abwicklung des Verkehrs entlang der Kreisstraße.  

5.5 Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasser-
beseitigung sowie für Ablagerungen 

5.5.1 Regenrückhaltebecken 
 
Vom Büro Wessels und Grünefeld wurde eine Berechnung des notwendigen Platzbe-
darfs für ein Regenrückhaltebecken vorgenommen (siehe Anhang). Die Flächenvorgabe 
wurde in den Bebauungsplan übernommen, um die Entsorgung des überschüssigen 
Oberflächenwassers sicher zu stellen. Die dafür notwendige Fläche wird in durch die 
Festsetzung einer Fläche für die Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung „Re-
genrückhaltebecken“ gem. § 9 (1) Nr. 14 BauGB planungsrechtlich gesichert.  

5.6 Grünflächen  

5.6.1 Private Grünflächen 
 

Zur Eingrünung des Plangebiets und zur Absicherung der landschaftsprägenden Ele-
mente im Plangebiet, werden am westlichen, südlichen und teilw. östlichen Rand des 
Geltungsbereiches private Grünflächen gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB festgesetzt. Parallel 
dazu werden auf diesen Flächen Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft festgesetzt. 

5.7 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 

 
Die Gemeinde Rastede sieht vor, folgende Festsetzungen für den Natur und Land-
schaftsschutz zu treffen um die lokale Versickerung und Retention von Oberflächenwas-
ser zu ermöglichen und eine verbesserte Einbindung des Planbereiches in die Landschaft 
zu erreichen. Dafür werden folgende Festsetzungen innerhalb des Bebauungsplanes ge-
tätigt. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB 25% der Fas-
saden mit Hilfe von fest installierten Rankhilfen zu begrünen. Ausgenommen hiervon sind 
überdachte Stellplätze (Carports) gem. § 12 (6) BauNVO sowie Nebenanlagen in Form 
von Gebäuden gemäß § 14 (1) BauNVO. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB ist innerhalb 
der Stellplatzanlagen pro 10 Stellplätze mindestens ein hochstämmiger Laubbaum der 
potentiell natürlichen Vegetation oder ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen.  

 
Auf Basis der Ergebnisse des Umweltberichtes werden darüber hinaus folgende Textli-
che Festsetzungen getroffen.  
 
- Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB sind, um artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
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stände für Brutvögel gemäß § 44 (1) BNatSchG zu vermeiden pro beseitigtem Höh-
lenbaum (entsprechend mind. 4) Nistkästen für Brutvögel (geeignet für Höhlenbrüter 
und Halbhöhlenbrüter) anzubringen. Die Nisthilfen müssen jeweils speziell für die 
zuvor genannten Arten geeignet sein und fachgerecht an dem zu erhaltenden Baum-
bestand im Geltungsbereich angebracht und erhalten werden. Die Durchführung der 
Maßnahmen ist rechtzeitig vor der Brutzeit zu gewährleisten. 
 

- Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB ist zur Vermeidung erheblicher Störungen 
potentiell vorhandener Quartiere auf eine starke nächtliche Beleuchtung der Bau-
stellen ebenso zu verzichten wie auf Lichteinträge, die über das normale Maß der 
Beleuchtung der Verkehrswege und der auf den Wohngrundstücken vorhandenen 
versiegelten Flächen hinausgehen. Die Beleuchtung sollte nur indirekt und mit „in-
sektenfreundlichen“ Lampen erfolgen (HSE/T-Lampen). Punktuelle Beleuchtungs-
konzentrationen sind zu vermeiden. Gebäude sollten nicht direkt angestrahlt wer-
den.  

 
- Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB sind, um artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände für Fledermäuse gemäß § 44 (1) BNatSchG zu vermeiden pro beseitigtem 
Höhlenbaum (entsprechend mind. 3) Fledermauskästen für baum-bewohnende Fle-
dermausarten anzubringen. Die Kästen müssen für die entsprechenden Arten ge-
eignet sein und fachgerecht an dem zu erhaltenden Baumbestand im Geltungsbe-
reich angebracht und erhalten werden. Die Durchführung der Maßnahmen ist im 
Verlauf des Winters bis Mitte Februar zu gewährleisten. 

5.8 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Er-
haltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von 
Gewässern 

 
Zur Sicherung, Erhaltung und Entwicklung des Grünbestands, insbesondere der Ge-
hölzstrukturen, die den Saum des Plangebietes im Süden und im Westen zur Oldenbur-
ger Straße bilden, werden Teile der oben genannten festgesetzten privaten Grünflächen 
überlagernd als Fläche zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25 a) i.V.m. § 9 (1) Nr. 25 b) BauGB 
festgesetzt. In diesen Flächen sind die vorhandenen Gehölzbestände zu schützen, zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten sowie durch Anpflanzungen von heimischen, stand-
ortgerechten  
Bäume und Sträucher zu ergänzen. Abgänge oder Beseitigungen aufgrund einer Befrei-
ung sind adäquat vom Eingriffsverursacher zu ersetzen.  
  
Zu verwendende Pflanzenarten:  
Bäume: Eberesche, Stieleiche, Hainbuche, Sandbirke, Rotbuche  
Sträucher: Eingriffliger Weißdorn, Faulbaum, Gemeiner Schneeball, Gewöhnliches Pfaf-
fenhütchen, Hundsrose, Schlehe, Schwarzer Holunder  
 
Qualitäten:  
Bäume: Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 12-14 cm,  
Heister, 2x verpflanzt, Höhe 125 - 150 cm  
 
Sträucher: leichte Sträucher, 1x verpflanzt, Höhe 70 - 90 cm 
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5.9 Gebiete, in denen bestimmte, die Luft erheblich verunreinigende Stoffe 
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen 

 
Aufgrund der Vorgaben der Gemeinde Rastede ist die Verwendung fossiler Brennstoffe 
(Braun- und Steinkohle, Torf, Erdgas und Erdöl) für die Wärme- und Warmwasserver-
sorgung gem. § 9 (1) Nr. 23 a BauGB unzulässig. Ausgenommen davon ist die Wärme- 
und Warmwasserversorgung für gewerbliche Prozesse.  

5.10 Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, 
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien 

 
Aufgrund der Vorgaben der Gemeinde Rastede sind die nutzbaren Dachflächen der Ge-
bäude (Dachflächen abzüglich durch Dachfenster, Entlüftungsanlagen, technische Auf-
bauten etc. belegter Teile des Daches) gem. § 9 (1) Nr. 23 b BauGB mit Photovoltaik-
modulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten.  

5.11 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
 

Aufgrund der auf das Plangebiet von der Oldenburger Straße (K 131) einwirkenden Ver-
kehrslärme- und Gewerbeimmissionen werden auf der Grundlage der vorliegenden 
Schallprognose im Bebauungsplan Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ Lärm-
schutzvorkehrungen festgesetzt.  
 
Emissionskontingente: 
Den Teilflächen des Geltungsbereichs des vorgelegten Rahmenplans sind Emissions-
kontingente als flächenbezogene Schalleistungspegel zugeordnet worden. Die zuläs-
sige Höhe ist von den Planwerten an den maßgeblichen Immissionsorten abhängig. Die 
Zulässigkeit eines Vorhabens (Betriebe bzw. Anlagen) ist im bau- oder immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach den Maßgaben der DIN 45691, An-
hang B.8, in Verbindung mit der TA Lärm zu prüfen. 
 
Innerhalb der gem. § 8 BauNVO festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete sind 
nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräusche die in der Planzeichnung den je-
weiligen Flächen zugeordneten Emissionskontingente (𝑳𝑳EK) als Tag- und Nachtwerte 
nach DIN 45691 nicht überschreiten. 

 

 
Für die in der Planzeichnung dargestellten Richtungssektoren A-B nach DIN 45691 wer-
den folgende Zusatzkontingente festgesetzt: 

 
Richtungssektor 

k 
Zusatzkontingent 
𝑳𝑳EK,zus,𝒌𝒌 in dB 
Tag / Nacht 

UTM-Koordinaten WGS84; Zone 32U 
Sektorengrenze 1 Sektorengrenze 2 

A 3 / 3 E: 32448660 N: 
5896028 

E: 32448666 N: 
5896031 

B 0 / 0 E: 32448666 N: 
5896031 

E: 32448660 N: 
5896028 

 

Ldf Nr. Teilfläche Quellentyp Emissionskon-
tingent 𝑳𝑳EK in 
dB(A) pro m² 
Tag / Nacht 

Quellfläche 
in m² 

 

1 GEe1 DIN 45691 61/46 8.413 
2 GEe2 60/45 3.549 
3 GEe3 57/42 4.602 
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Der Bezugspunkt, von welchem die einzelnen Sektoren ausgehen, hat die Koordinaten E: 
32448660 / N: 5896035.  
 
Passiver Schallschutz 
 
Passiver Schallschutz: An die Außenbauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 
(z. B. Wohnzimmer, Schlafräume und Büroräume) sind erhöhte Anforderungen bezüg-
lich des Schallschutzes zu stellen. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB bauliche Maßnahmen 
zur Umsetzung der Anforderungen an das gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maß 
R'w,ges durchzuführen 
 
Innerhalb des Plangebiets werden maßgebliche Außenlärmpegel von 64 dB(A) < 𝐿𝐿a ≤ 
70 dB(A) erreicht. In der nachfolgenden Tabelle werden die hierfür jeweils maßgeblichen 
Bau-Schalldämm-Maße in 5 dB - Stufen aufgeführt. 
 

Maßgeblicher 
Außenlärmpegel 
𝐿𝐿a in dB(A) 

Erforderliches bewertetes gesamtes  
Bau-Schalldämm-Maß 𝑹𝑹′w,ges der Außenbauteile in dB 

Aufenthaltsräume in Wohnungen Büroräume 
60 30 30 
65 35 30 
70 40 35 

 
Auf der Ebene nachfolgender Baugenehmigungsverfahren können für die Berechnung 
der Schalldämm-Maße Isolinien in 1 dB – Schritten herangezogen werden. 
Außenwohnbereiche: 

 
Für künftige Außenwohnbereiche innerhalb des Gewerbegebiets sind keine gesonder-
ten Anforderungen an den Schallschutz zu stellen, da die Orientierungswerte gemäß 
Beiblatt 1 zur DIN 18005-1 innerhalb planerisch vorgesehenen überbaubaren Flächen 
nicht überschritten werden. 
 
Als Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG 
gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB werden für Schlafräume folgende passive Schallschutzmaß-
nahmen festgesetzt: 
 
- In zukünftigen Schlafräumen ist zur Nachtzeit zwischen 22:00 und 6:00 Uhr ein Schall-
druckpegel von ≤ 30 dB(A) im Rauminneren bei ausreichender Belüftung zur gewähr-
leisten. 
- Zukünftige Schlafräume im Bereich mit einem Beurteilungspegel von 𝐿𝐿𝐿𝐿,Nacht>50 
dB(A) sind bevorzugt zur geräuschabgewandten Seite auszurichten sowie zusätzlich 
bspw. mit schallgedämmten Lüftungssystemen auszustatten. 
- Zukünftige Schlafräume im Bereich mit einem Beurteilungspegel von 50 
dB(A)≥𝐿𝐿𝐿𝐿,Nacht>45 dB(A) sind bevorzugt zur geräuschabgewandten Seite auszurichten 
oder bspw. mit schallgedämmten Lüftungssystemen auszustatten. 
- Die Dimensionierung solcher Lüftungssysteme ist im Zuge der Genehmigungsplanung 
festzulegen und zu detaillieren. 
 
Generell gilt gemäß Kapitel 4.4.5.1 der DIN 4109-2 /15/, dass auf der lärmabgewandten 
Seite von um 5 dB verminderten Pegeln ausgegangen werden kann. Im Falle einer ge-
schlossenen Bauweise bzw. bei Innenhöfen ist eine pauschale Reduzierung um 10 dB 
zulässig.  
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Von den oben aufgeführten Festsetzungsvorschlägen kann abgewichen werden, sofern 
im Baugenehmigungsverfahren anhand eines Schallgutachtens nachgewiesen werden 
kann, dass sich der maßgebliche Außenlärmpegel durch die Eigenabschirmung der 
Baukörper bzw. durch Abschirmungen vorgelagerter Baukörper verringert. Für die Er-
mittlung der Mindestanforderungen an den baulichen Schallschutz ist die DIN 4109 
maßgeblich. 

5.12 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen 
 
Zusätzlich sind die Dachflächen, mit einer Dachneigung von weniger als 15 Grad dau-
erhaft und flächendeckend zu begrünen (gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB). Mindestens 
60% dieser Dachflächen sind dauerhaft und fachgerecht mit einer stark durchwurzelba-
ren Substratschicht von mindestens 12 cm zu versehen und extensiv zu begrünen, so-
dass dauerhaft eine geschlossene Vegetationsfläche gewährleistet ist. Dabei sind nied-
rige, trockenheitsresistente Pflanzen (zum Beispiel Gräser, bodenbedeckende Gehölze 
oder Wildkräuter) zu verwenden. Grundsätzlich sind standortgerechte Saat- und Pflanz-
güter regionaler Herkunft zu verwenden. Ausgenommen werden können Flächen für 
technische Dachaufbauten, zum Beispiel für Photovoltaikanlagen. Bei Abgang oder bei 
Beseitigung sind entsprechende Arten innerhalb der Dachfläche vom Eingriffsverursa-
cher nachzupflanzen. 

6.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
Für den gesamten Geltungsbereich findet die Satzung der Gemeinde Rastede zur Re-
gelung der Außenwerbung in Teilen des Gemeindegebietes - Örtliche Bauvorschriften 
gemäß § 84 (3) Nr. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) – in der Fassung mit 
Satzungsbeschluss vom 22.07.20214 anwednung.  
Folglich treffen für den Geltungsbereich folgende Vorschriften zu: 
 
1. Die örtlichen Bauvorschriften gelten für alle· Werbeanlagen im Sinne des § 50 (1) der 
NBauO. 
2. Werbeanlagen sind nur zur Eigenwerbung an der Stätte der Leistung zulässig. Dies 
gilt sowohl für direkt am Gebäude angebrachte Werbeanlagen als auch für freistehende 
Werbeanlag (z.B. Aufsteller, Pylone und Fahnenmasten). 
 
Ausgenommen von dieser Regelung sind: 
• Auslagen, Dekorationen und Plakatwerbung in Fenstern und Schaukästen, 
• Werbeanlagen, die vorübergehend für öffentliche Wahlen oder Abstimmungen ange-
bracht oder aufgestellt werden. 
 
Ausnahmsweise können Werbeanlagen auch auf einem Grundstück errichtet werden, 
das unmittelbar an das Grundstück der Leistung angrenzt. 
 
3. Im räumlichen Geltungsbereich sind folgende Werbeanlagen unzulässig: 
• Werbung in Form von Lauf-, Wechsel- und Blinklicht 
• Lichtwerbung in folgenden Farben: RAL 1026 Leuchtgelb, RAL 2005 Leuchtorange, 
RAL 2007 Leuchthelllorange, RAL 3024 Leuchtrot, RAL 3026 Leuchthellrot, RAL 603·8· 
Leuchtgrün sowie Töne, die dem Farbspektrum entsprechen , 
• Werbung mit Einsatz von Bildwerfern und Lasen (Lichtwerbung am Himmel oder auf 
Projektionsflächen) 
• Werbeanlagen, von denen Beschallungen zum Zwecke der Werbung ausgehen. 
 
4. Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von den Bestimmungen zulassen, 
wenn die Einhaltung der Örtlichen Bauvorschriften im Einzelfall zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würden. 
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5. Ordnungswidrig handelt, gemäß § 80 (3) NBauO, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine 
Maßnahme durchführt oder durchführen lässt. die nicht den Anforderungen dieser örtli-
chen Bauvorschriften über die Regelung der Außenwerbung im Gemeindegebiet ent-
spricht. 
Gemäß § 80 (5) NBauO können Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße geahndet 
werden. 

7.0 VERKEHRLICHE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
 
• Verkehrserschließung 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt von der Oldenburger Straße (K 131). 
 

• ÖPNV 
Circa 130 m nördlich an der Oldenburger Straße liegt die Bushaltestelle „Wahnbek 
Bromberweg“, an der die Linie 340, 345 und 349 (Jaderberg/Wiefelstede/Rastede-
Oldenburg) verkehren. 
 

• Gas- und Stromversorgung 
Die Gas- und Stromversorgung erfolgt über den Anschluss an die Versorgungsnetze 
der Energieversorgung Weser-Ems (EWE).  
 

• Wasserversorgung  
Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser wird durch den Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband (OOWV) gesichert. 
 

• Abfallbeseitigung 
Die Abfallentsorgung wird vom Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Ammerland 
durchgeführt. 
 

• Oberflächenentwässerung 
Die Oberflächenentwässerung des Plangebiets erfolgt über geeignete Maßnahmen. 
Ein Oberflächenentwässerungskonzept wird im nächsten Verfahrensschritt in die 
Planung eingestellt.  
 

• Fernmeldetechnische Versorgung 
Die fernmeldetechnische Versorgung des Bebauungsplangebietes erfolgt über die 
verschiedenen Telekommunikationsanbieter. Neu errichtete Gebäude, die über An-
schlüsse für Endnutzer von Telekommunikationsdienstleistungen verfügen sollen, 
sind gebäudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfä-
higen passiven Netzinfrastrukturen (Leerrohre, §3 (17b) TKG) sowie einem Zu-
gangspunkt zu diesen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten. 

 
• Sonderabfälle 

Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzu-
führen. 

 
• Brandschutz 

Die Löschwasserversorgung innerhalb des Plangebietes wird gemäß den entspre-
chenden Anforderungen sichergestellt.  
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8.0 VERFAHRENSGRUNDLAGEN / -VERMERKE 

8.1 Rechtsgrundlagen 
 
Dem Bebauungsplan liegen zugrunde (in jeweils aktueller Fassung): 
 
• BauGB  (Baugesetzbuch), 
• BauNVO  (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke: Bau- 

nutzungsverordnung), 
• PlanzV  (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die  

Darstellung des Planinhaltes: Planzeichenverordnung), 
• NBauO  (Niedersächsische Bauordnung), 
• NAGBNatSchG (Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-  

schutzgesetz) 
• NDSchG  (Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz) 

8.2 Verfahrensübersicht 

8.2.1 Aufstellungsbeschluss 
 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Rastede hat in seiner Sitzung am ……….. 
gem. § 2 (4) BauGB den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 121 
„Oldenburger Straße, Wahnbek“ gefasst. 

8.2.2 Öffentliche Auslegung 
 
Die Begründung hat gem. § 3 (2) BauGB vom ……….. bis ………. zusammen mit der 
Planzeichnung öffentlich ausgelegen. 

8.2.3 Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Rastede hat den Bebauungsplan Nr. 121 „Oldenburger Straße, 
Wahnbek“ nach Prüfung der fristgemäß vorgebrachten Anregungen in seiner Sitzung 
am .......................... gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. Die Begründung 
wurde ebenfalls beschlossen und ist dem Bebauungsplan gem. § 9 (8) BauGB beige-
fügt. 

 
Rastede, ................................ 

 
 

...................................... 
Der Bürgermeister 
 

8.3 Planverfasser 
Die Ausarbeitung des Bebauungsplanes Nr. 121 „Oldenburger Straße, Wahnbek“ er-
folgte im Auftrag der Gemeinde Rastede durch das Planungsbüro: 
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